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Bonn, den 11. Februar 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Finanzierung der Olympischen Spiele 1972 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Stücklen, Wagner, 
Dr. Riedl (München), Geisenhofer, Dr. Kreile, Dr. 
Schneider (Nürnberg) und Genossen 
- Drucksache VI/65 - 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister der Finanzen 
beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 

Am 12. Februar 1970 habe ich dem Deutschen Bundestag einen 
ausführlichen Bericht*) über den heutigen Stand der Gesamt- 
finanzierung der Olympischen Spiele 1972 erstattet. Hierin ist 
auch zu den Fragen eingehend Stellung genommen, die in der 
Kleinen Anfrage gestellt sind. An dieser Stelle darf ich mich 
daher auf eine Zusammenfassung beschränken. 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die weitere Kostenentwick- 
lung der für die Durchführung der Spiele in München erforder- 
lichen Sportanlagen und Einrichtungen im Hinblick darauf, daß 
die Olympische Baugesellschaft in einer Verlautbarung vom 
10. November erklärt hat, daß in den nunmehr erredineten 
Kosten von 1,15 Milliarden DM keine Sicherheitssumme ein- 
gebaut sei, mit der wesentliche Preissteigerungen in den 
kommenden Jahren abgefangen werden könnten? 

Es trifft zu, daß die Olympia-Baugesellschaft die Ansätze ihrer 
Kostenaufstellung vom 17. November 1969 nach dem Lohn- und 
Preisindex vom September 1969 berechnet hat. Dieses Ver- 
fahren entspricht den Veranschlagungsgrundsätzen, die für die 
Haushalte der öffentlichen Hand gelten. Einen Ausgleich für 
etwaige Kostenerhöhungen, die sich aus Änderungen des allge- 
meinen Preisstands ergeben können, enthält die Kostenauf- 
stellung damit nicht. Welche Auswirkungen solche Änderungen 
haben können, vermag die Bundesregierung nicht vorauszu- 
sagen. Sie würde es auch nicht für zweckmäßig halten, Ver- 
mutungen hierüber bekanntzugeben. 

Wegen der Einzelheiten darf ich auf Abschnitt 11,2 meines 
Berichts vom 12. Februar 1970 Bezug nehmen. 
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2. Wie stellt sich die Bundesregierung unter Anerkennung der 
Auffassung, daß die Olympischen Spiele 1972 auch gesamtstaat- 
licher und nationaler Repräsentation dienen, zu den Anträgen 
der Bayerischen Staatsregierung und der Landeshauptstadt 
München auf eine höhere Kostenbeteiligung des Bundes? 

In einem Spitzengespräch der Konsorten Bund, Freistaat Bayern 
und Landeshauptstadt München, das am 17. Dezember 1969 
stattfand, haben sich die Vertreter der Bundesregierung bereit 
erklärt, dafür einzutreten, daß der Bund die olympiabedingten 
Investitionskosten zur Hälfte übernimmt. 

Wegen der Einzelheiten darf ich auf Abschnitt II, 1 meines 
Berichts vom 12. Februar 1970 Bezug nehmen. 


3. Ist die Bundesregierung mit uns der Auffassung, daß die end- 
gültige Trägerschaft der Sportanlagen umgehend geklärt wer- 
den muß? 

4. Ist die Bundesregierung mit uns der Auffassung, daß der Bund 
- unter angemessener Mitwirkung der beteiligten Kommunen - 
der geeignete Träger dieser Anlagen ist, da deren Ausmaße, 
Architektur und Ausstattung in hohem Maße durch die Bedeu- 
tung der Olympischen Spiele bestimmt sind und daher sicher- 
lich auch in Zukunft vorrangig der Durchführung von großen 
Veranstaltungen im nationalen Interesse dienen werden (z, B. 
Fußballweltmeisterschaft 1974)? 

In einem Spitzengespräch am 17. Dezember 1969 wurde Einver- 
nehmen erzielt, daß für die Übernahme der Trägerschaft und 
der Folgekosten der Sportanlagen im Südteil des Oberwiesen- 
feldes folgende Grundsätze gelten sollen; 

1. Die Landeshauptstadt München übernimmt die Trägerschaft 
der Sportanlagen im Südteil des Oberwiesenfeldes in einer 
Rechtsform, die ihr geeignet erscheint. 

2. Die Landeshauptstadt München trägt die Folgekosten der 
genannten Anlagen insoweit, als diese Anlagen nach Art, 
Ausmaß, Ausstattung und architektonische Gestaltung für 
den örtlichen Bedarf erforderlich sind. Wegen der Folge- 
kosten im übrigen werden weitere Verhandlungen geführt, 
wobei der Bund bereit ist, seinen Anteil durch eine ein- 
malige Zahlung abzulösen. 

3. Uber die Grundstücke der Konsorten, auf denen die genann- 
ten Anlagen errichtet werden, werden weitere Verhand- 
lungen mit dem Ziel geführt, eine angemessene Regelung 
herbeizuführen. 

Die Landeshauptstadt München hat inzwischen die Münchner 
Stadion GmbH damit betraut, die Aufgaben des Trägers vor- 
läufig wahrzunehmen. 

Wegen der Einzelheiten darf ich auf Abschnitt III meines 
Berichts vom 12. Februar 1970 Bezug nehmen. 
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